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Vielfach werden Landwirte, die neben 

ihrem landwirtschaftlichen Betrieb 

noch einen landwirtschaftsnahen Ge-

werbebetrieb unterhalten, zum Bei-

spiel eine Direktvermarktung oder ein 

Lohnunternehmen betreiben, zu IHK-

Beiträgen he rangezogen. Hierzu ist 

rechtlich inzwischen durch das Bun-

desverfassungsgericht (BVerfG) ge-

klärt, dass dem Grunde nach eine Bei-

tragspflicht besteht. Rechtsgrundlagen 

sind das IHK-Gesetz und die da rauf ba-

sierenden Beitragsordnungen der rhei-

nischen IHKs. Danach greift eine Bei-

tragspflicht stets für natürliche Perso-

nen, die zur Gewerbesteuer veranlagt 

werden. Entscheidend ist also, dass 

gewerbliche Einkünfte vorliegen. Damit 

sind sämtliche Landwirte, die auch 

einen Gewerbebetrieb unterhalten, 

Pflichtmitglied ihrer örtlich zuständi-

gen IHK. 

Nach den Beitragsordnungen der rhei-

nischen IHKs fällt für natürliche Perso-

nen und Personengesellschaften, die 

nicht im Handelsregister eingetragen 

sind, allerdings nur ein Beitrag an, 

wenn der Gewerbeertrag oder Gewinn 

aus dem Gewerbebetrieb die Summe 

von 5 200 € übersteigt. Nur wenn diese 

Bagatellgrenze überschritten wird, be-

steht also eine Beitragspflicht der Höhe 

nach. 

Jedoch greifen Sonderregelungen für 

Land- und Forstwirte, die zugleich Mit-

glied der Landwirtschaftskammer sind. 

So sehen die hiesigen IHK-Beitragsord-

nungen vor, dass bei diesen Mitgliedern 

nur 1/10 der Bemessungsgrundlage bei 

der Beitragsveranlagung zu berücksich-

tigen ist. Die Ausnahmeregelung für 

Land- und Forstwirte bedeutet, dass 

IHK-Beiträge erst bezahlt werden müs-

sen, wenn der Gewerbeertrag 52 000 € 

überschreitet. 

Dies bezieht sich indes nur auf land- 

und forstwirtschaftsnahe Nebenbetrie-

be, in denen die Umsätze nicht dauer-

haft mehr als 1/3 des Gesamtumsatzes 

und 51 500 € im Wirtschaftsjahr über-

schreiten.

Problematisch ist die Konstellation, 

dass der Inhaber eines land- und forst-

wirtschaftlichen Betriebes und der In-

haber des Gewerbebetriebes rechtlich 

gesehen nicht identisch sind. Dies ist 

häufig der Fall, wenn beispielsweise 

der Gewerbebetrieb durch eine Perso-

nengesellschaft betrieben wird und 

nicht durch dieselbe natürliche Person, 

die den landwirtschaftlichen Betrieb 

führt. 

Wenn also mehrere Betriebe gegeben 

sind, wie zum Beispiel ein landwirt-

schaftlicher Betrieb und daneben eine 

gewerbliche Direktvermarktung, be-

steht schon von vorneherein keine 

Identität zwischen den Betrieben und 

die 1/10-Regelung scheidet aus. Glei-

ches gilt, wenn der Gewerbebetrieb 

zum Beispiel durch eine GmbH & Co. KG 

oder eine GbR geführt wird. Dann greift 

mangels 1/10-Regelung die Grenze von 

5 200 €, sodass die IHK-Beitragspflicht 

schon weit früher beginnt. 

In jedem Fall sollten sämtliche Bei-

tragsbescheide der IHK im Einzelfall 

geprüft werden. Anknüpfungspunkte 

sind dabei mehrere Kriterien. Zu prüfen 

ist zunächst die Personenidentität der 

Betriebsinhaber, das Vorliegen eines 

land- und forstwirtschaftlichen Neben-

betriebes und in einem weiteren 

Schritt, ob die Gewerbeertragsgrenzen 

überschritten werden. Nur dann kom-

men überhaupt IHK-Beiträge in Be-

tracht.  ◀

Landwirte, die 

neben ihrem land-

wirtschaftlichen 

Betrieb noch einen 

Gewerbebetrieb 

unterhalten, wer-

den häufig zu IHK-

Beiträgen 

he rangezogen.
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Zahlen oder nicht?
Unterhält ein Landwirt neben seinem landwirtschaftlichen Betrieb auch 

einen Gewerbebetrieb, stellt sich regelmäßig die Frage, ob er für den 

Gewerbebetrieb Beiträge zur Industrie- und Handelskammer (IHK) bezahlen 

muss. Auf die aktuelle Rechtslage geht Rechtsanwalt Christian Klüter von der 

PARTA Buchstelle für Landwirtschaft und Gartenbau GmbH in Bonn ein. 

In jedem Fall sollten sämtliche Beitragsbescheide der IHKs im Einzelfall geprüft werden.
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